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Arbeitszeit von Lehrer_innen
Beschluss des Hamburger 
Gewerkschaftstags der GEW 
am 27. Mai 2015

1. Die GEW Hamburg bekräftigt ihre Ableh-
nung der Hamburger Lehrerarbeitszeitverord-
nung („AZM“). Diese Arbeitszeitregelung hat 
seit ihrer Inkraftsetzung 2003 zu Mehrarbeit, 
Mehrbelastungen, zusätzlichen Aufgaben ohne 
Ausgleich, Ungerechtigkeit, Einsparungen, 
Konkurrenz unter den Kolleg*innen, Unfrie-
den in den Kollegien sowie zwischen Schullei-
tungen und Lehrkräften geführt. 

2. Wir wollen eine neue, gerechte und faire 
Arbeitszeitregelung für Lehrkräfte in Hamburg 
erreichen, die folgende Umrisse haben soll:
-  Es wird eine Unterrichtshöchstgrenze von 20 

Unterrichtsstunden in der Woche bei einer 
Vollzeitstelle (Teilzeit entsprechend prozen-
tual herunter gerechnet) festgesetzt.

-  Die Unterrichtsstunden werden nicht nach 
Fächern oder Jahrgängen unterschiedlich ge-
wichtet oder faktorisiert.

-  Die Arbeitszeitverteilung von Lehrkräften 
wird (bei einer derzeitigen Wochenarbeits-
zeit von 46,57 Stunden in den Unterrichts-
wochen für eine volle Stelle) folgenderma-
ßen beschrieben: 30% Unterrichtszeit, 30% 
Vor- und Nachbereitung sowie Korrekturen, 
20% Kooperations- und Konferenzzeit, 10% 
Eltern- bzw. Institutionskontakte, 10% Funk-
tionszeiten und Weiterbildung.

-  Besondere Funktionen und Belastungen (Lei-
tungstätigkeiten, Fachleitungen, Abiturkor-
rekturen usw.) werden unter der Beteiligung 
von Lehrerkonferenz und Personalrat schul-
jährlich von der Unterrichtszeit abgezogen.

-  Es werden vollwertige Arbeitsplätze an der 
Schule für jede Lehrkraft geschaffen.
3. Wir nehmen Kontakt zu Bildungsbehör-

de, Senat und Fraktionen in der Bürgerschaft 
auf mit dem Ziel, Verhandlungen über unsere 
Forderungen zu beginnen. Wir werden deut-
lich darauf hinweisen, dass das im rot – grünen 
Koalitionsvertrag ab S. 85ff beschriebene Ziel, 
die Unterrichtsqualität an Hamburger Schulen 
zu erhöhen, nur mit der Umsetzung aller o. g. 
Punkte verfolgt werden kann.

4. Wir unterstützen alle GEW Betriebsgrup-
pen an Schulen, die sich gegen die Mehrbe-
lastung und Mehrarbeit durch die herrschende 
LAZVo wehren, durch Veranstaltungen, Mate-
rial und Aktionen vor Ort. Dazu nehmen wir 
intensiven Kontakt zu den GEW Vertrauensleu-
ten und anderen GEW Aktiven an den Schulen 
auf. Aktionen und Auseinandersetzungen an 
einzelnen Schulen sollen vor Ort geführt, aber 
auch vernetzt und zusammengebracht werden. 
Dazu nehmen wir alle gewerkschaftlichen Mit-
tel bis hin zum Arbeitskampf in den Blick.

5. Wir starten (mindestens) gemeinsam mit 
den GEW Landesverbänden Schleswig-Hol-
stein, Niedersachsen, Bremen, Mecklenburg-
Vorpommern und Berlin eine überregionale 
Kampagne zur Reduzierung von Arbeitszeit 
und Arbeitsbelastung von Lehrer*innen. Erste 
Planungen dazu haben begonnen, eine Verbrei-
terung im Koordinierungsvorstand der GEW 
ist angestrebt. In diesem Rahmen planen wir 
für den Frühherbst 2015 einen norddeutschen 
Aktionstag.

6. Als konkreten Einstieg in eine Arbeitszeit-
entlastung der Hamburger Lehrkräfte fordert 
die GEW, dass beginnend mit dem Schuljahr 
2015/2016 nicht mehr als 75% der Arbeits-
zeit der Lehrkräfte für Unterricht eingesetzt 
wird. Das impliziert, dass die Funktionszeiten 
für Schulleitungsaufgaben (Schulleitungen, 
Stellvertreter*innen, Abteilungsleiter*innen) 
ab dem nächsten Schuljahr aus extra Zu-
weisungen der BSB und nicht mehr aus den 
allgemeinen F-Zeiten inanziert werden. 
Die 75% Arbeitszeit für Unterricht (U-Zeiten) 
sollen mit jedem Schuljahr weiter reduziert 
werden, bis unsere Zielzahlen erreicht sind.

7. Die GEW Hamburg prüft, ob sie sich an 
einer wissenschaftlichen Untersuchung der re-
alen Arbeitszeit von Lehrkräften, evtl. gemein-
sam mit anderen norddeutschen GEW Landes-
verbänden, beteiligt.

Le
hrer_innenarbeit - nicht m

eh
r als zw

anzig Stunden vor der K
la

ss
e 

- 
G

EW
-H

am
b
ur

g

20



18 hlz  – Zeitschrift der GEW Hamburg 7-8/2015

ARBEITSZEIT 1

Wegweisender Beschluss
Auf dem Hamburger Gewerkschaftstag am 27.5.2015 haben die Delegierten 

der GEW Hamburg einen wegweisenden Beschluss zur Arbeitszeit von 

Lehrer_innen gefasst. Dieser Beschluss ist uns nicht leicht gefallen und 

brauchte einen Vorlauf von zwei Jahren

Vorlauf seit 2013
Bei der Aschermittwochsde-

mo im Februar 2013 haben wir 
deutlich gemacht, dass 10 Jahre 
Hamburger Arbeitszeitmodell 
genau 10 Jahre zu viel sind. Wir 
sind für bessere Arbeitsbedin-
gungen für das pädagogische 
Personal an Schulen auf die 
Straße gegangen. Im Dezember 
2013 tagte dann die Aktions-
gruppe „AZM“ das erste Mal 
und hat durch verschiedene 
Aktionen die Diskussion um 
Arbeitszeit, Arbeitsbelastung 
und immer neue Aufgaben in 
den Kollegien und den Gremi-
en der GEW neu eröffnet. Dies 
war auch deshalb nötig, weil es 
mittlerweile eine ganze Leh-
rer_innen-Generation gibt, die 
nichts anderes als die Ham-
burger Lehrerarbeitszeitver-
ordnung (LAZVO) kennt. Eine 
dieser Aktionen war die online-
Umfrage von Februar bis April 
2014, an der sich ca. 700 Kolle-
ginnen und Kollegen aus allen 
Schulformen beteiligt haben 
und anhand von 12 Fragen ihre 
Belastungen deutlich gemacht 
haben. Dreiviertel der Befragten 
gaben an, mindestens 30% mehr 
an Arbeitszeit für ihre Aufgaben 
zu benötigen und entsprechend 
gaben über 50% der Befragten 
an, dass sie ihre Arbeit als stark 
belastend empinden. 

An die Öffentlichkeit sind 
wir mit einer Fahrraddemo im 
April 2014 gegangen. Dabei ha-
ben wir auf die verschiedenen 
Belastungsfaktoren unserer Ar-
beit aufmerksam gemacht und 
auf die schlechte Finanzierung 

der Bildung in Hamburg hinge-
wiesen. Im OECD-Durchschnitt 
wird 6,3% des Bruttoinlands-
produkt für Bildung ausgege-
ben. In Deutschland sind es 
dagegen nur 5,3% und im Ver-
gleich der einzelnen Bundes-
länder gibt Hamburg mit 2,9% 
am wenigsten für Bildung aus. 
Auch in verschiedenen anderen 
Bereichen sieht es in anderen 
europäischen Staaten besser 
aus: Während die Lehrkräfte 
in Frankreich nur 1607 Stun-
den im Jahr arbeiten, sind es in 
Hamburg 1770; in Dänemark 
arbeiten die Lehrkräfte in der 
Primarstufe durchschnittlich 
22 Unterrichtsstunden, maxi-
mal 26, in Hamburg sind es im 
Durchschnitt 26,5 und maximal 
29 usw. Dies bildete den Auf-
takt, um sich mit entsprechen-
den Forderungen an die Parteien 
in der Bürgerschaft zu wenden 
und in den Bürgerschaftswahl-
kampf 2015 einzumischen. Dies 
haben wir mit dem Beschluss 
auf dem Hamburger Gewerk-
schaftstag im November 2014 
verdeutlicht, indem wir die 
Forderung nach maximal 20 
Unterrichtsstunden beschlos-
sen. In der Diskussion Anfang 
Februar 2015 mit den bildungs-
politischen Sprecher_innen der 
Bürgerschaftsfraktionen haben 
wir wiederum sehr deutlich auf 
die Arbeitsbelastung und das 
Problem des „AZM“ hingewie-
sen. Seit Einführung der Leh-
rerarbeitszeitverordnung 2003 
sind bereits bis 2008 42 neue 
Aufgaben hinzugekommen. 
Weitere Aufgaben durch Inklu-

sion und Ganztag kamen hinzu, 
ohne nennenswerte Entlastung. 
Der Senator war bisher nicht 
bereit, über eine wesentliche 
Aufgabenkritik eine spürbare 
Entlastung zu schaffen. Alle bil-
dungspolitischen Sprecher_in-
nen waren der Meinung, dass es 
zu einer Entlastung der Arbeits-
zeit bei Lehrkräften kommen 
muss. Während der Koalitions-
verhandlungen im Februar und 
März 2015 haben wir unsere 
Forderungen noch einmal ganz 
persönlich an die Koalitionäre 
herangetragen, aber in Sachen 
Arbeitszeit der Lehrkräfte hat 
sich nichts getan. Weiterhin 
bezahlen die Kolleg_innen die 
schulpolitischen Reformen, in 
dem sie in Teilzeit gehen; 55% 
der Hamburger Lehrer_innen 
haben ihre Arbeitszeit redu-
ziert, nicht zuletzt, weil sie es 
sonst nicht schaffen. Oder die 
Kolleg_innen haben arge ge-
sundheitliche Probleme. Seit der 
Einführung des „AZM“ ist die 
Krankheitsrate von 4,9% auf 
5,9% angestiegen und wir müs-
sen befürchten, dass demnächst 
auch die Anzahl der Frühpensi-
onierungen steigt.

Im April 2015 haben wir uns 
noch einmal umfassend auf der 
Arbeitszeittagung mit dem The-
ma beschäftigt (s. hlz 5-6, S. 
14f) und u. a. die unterschied-
lichen Modelle – neben dem 
„AZM“ auch das Plichtstun-
denmodell und das Präsenzmo-
dell – beleuchtet. Dabei sind die 
unterschiedlichen Erfahrungen 
aus den GEW-Landesverbänden 
Bremen und Niedersachsen mit 
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eingelossen und am Ende haben 
sich die Vorsitzenden der Lan-
desverbände aus Berlin, Meck-
lenburg-Vorpommern, Nieder-
sachsen, Schleswig-Holstein 
und Bremen mit uns gemeinsam 
für eine Kampagne zur Redu-
zierung der Lehrer_innen-Ar-
beitszeit ausgesprochen.

Was sind nun die wesentli-
chen Punkte unseres Beschlus-
ses?

Ablehnung der Hamburger 
Lehrerarbeitszeitverordnung

Wir bekräftigen noch einmal 
unsere Ablehnung der Ham-
burger Lehrerarbeitszeitverord-
nung als ein Instrument, das 
zu Mehrarbeit, Mehrbelastung, 
Einsparungen, Ungerechtigkei-
ten, Konkurrenz und Unfrieden 
zwischen Schulleitungen und 
Lehrkräften führt.

20 Stunden sind genug
Wir bestätigen den Beschluss 

vom letzten Gewerkschaftstag 
im November 2014: 20 Unter-
richtsstunden pro Woche vor der 
Klasse sind genug (Teilzeit ent-
sprechend)! 

Keine Faktorisierung
Außerdem sprechen wir uns 

gegen eine Faktorisierung nach 
Fächern und Schulformen aus, 
denn sie ist eins der Mittel, die 
Unfrieden zwischen den Kol-
leg_innen und mit der Schullei-
tung schürt und auch zwischen 
den Schulformen. Warum sollen 
korrekturintensive Fächer einen 
höheren Faktor als vorberei-
tungsintensive oder besonders 
gesundheitsbelastende Fächer 
haben? Warum ist die Schul-
form mit der größten Heteroge-
nität in den Klassen und einer 
daraus folgend sehr hohen An-
forderungen an differenziertem 
Unterricht, nämlich die Grund-
schule, durchgehend niedriger 
faktorisiert? 

Schule ist mehr als Unter-
richt – Lehrer_innen haben 
vielfältige Aufgaben

In allen anderen Bundes-
ländern gilt das Plichtstun-
denmodell und überall gibt es 
Überlegungen in den Bildungs-
ministerien, wie man bei gede-
ckelten Haushalten und weiter 
steigenden Anforderungen an 
Schule mehr aus den Kolleg_in-
nen herausholen kann. Also 
versucht man, weitere Aufga-
ben an die Kolleg_innen wei-
terzugeben. Deshalb weist eine 
Plichtstundenbemessung allein 
keine ausreichende Schutzfunk-
tion mehr auf. Neue Tätigkeiten, 
die mit der Neubestimmung 
von Schule zusammenhängen, 
werden dabei nicht erfasst. Des-
halb kehren wir nicht einfach 
zu einem Plichtstundenmodell 
zurück, sondern wollen auch 
unsere weiteren Tätigkeiten ab-
gebildet sehen in einer neuen 
Arbeitszeitregelung. 

Nach unterschiedlichen Un-
tersuchungen und Studien – 
auch diejenige, die uns Professor 
Mußmann nach einer Pilotstu-
die in Niedersachsen erläutert 
hat – kann man Umrisse der 
Verteilung von verschiedenen 
Aufgaben durchaus erkennen: 
ca. 30 % Unterrichtszeit, 30% 
Vor- und Nachbereitung, 20% 
Kooperations- und Konferenz-
zeit, 10% Eltern und weitere 
Kontakte, 10% Funktionszeiten 
und Weiterbildung. Die Pilotstu-
die in Niedersachsen, die unter 
Abiturbedingungen durchge-
führt wurde, kommt zu einem 
etwas niedrigerem Umfang an 
Unterrichtszeit, aber hat von 
der Aufteilung ähnliche Werte 
festgestellt. Die eigentliche Stu-
die, die nun in Niedersachsen 
mit über 400 Schulen aus allen 
Schulformen läuft, wird sicher 
noch einmal genauere Einschät-
zungen möglich machen. 

Einstieg in die Arbeitszeit-
entlastung jetzt

Ganz konkret fordern wir als 
Einstieg in eine Arbeitszeitent-
lastung, dass die Unterrichtszei-
ten bei allen Lehrkräften 75% 
nicht überschreiten. So war es 

bei Einführung des „AZM“ 
einmal geplant. D.h. bei ei-
nem Faktor von 1,35 und einer 
Vollzeitstelle eine Unterrichts-
verplichtung von maximal 26 
Stunden. Um dies zu verwirk-
lichen, müssen die Zeiten für 
Schulleitungen extra zugewie-
sen werden und können nicht 
aus dem bisherigen Topf der 
F-Zeiten kommen. Die 75% Un-
terrichtszeiten sollen mit jedem 
Jahr weiter reduziert werden. 
Wir treten an die BSB heran, um 
mit ihr darüber zu verhandeln. 

Entschlossenheit zeigen
Um mit der BSB in Verhand-

lungen einzutreten und diesen 
auch Nachdruck zu verleihen, 
müssen wir uns beim Thema 
Arbeitszeit für Lehrkräfte zu-
nächst auf uns selbst verlassen. 
Deshalb sind die Betriebsgrup-
pen, die Kolleg_innen an den 
Schulen aufgefordert, ihre Be-
lastungen deutlich zu machen. 
Es gibt schon einige Betriebs-
gruppen, die sich auf den Weg 
machen, um auch nach außen 
deutlich zu machen, dass die 
jetzige Arbeitszeitregelung eine 
permanente Überlastung bedeu-
tet. Deshalb unterstützen wir 
alle GEW Betriebsgruppen an 
Schulen, die sich gegen die jet-
zige Mehrbelastung wehren. 

Außerdem werden wir mit 
anderen Landesverbänden zu-
sammen, evtl. auch bundesweit, 
entsprechende Aktionen oder 
Kampagnen durchführen. Die 
gute Zusammenarbeit – nicht 
nur bei diesem Thema – mit 
Schleswig-Holstein, Bremen, 
Mecklenburg-Vorpommern, 
Niedersachsen und Berlin wer-
den wir fortführen. Wir können 
hier trotz unterschiedlicher Ar-
beitszeitregelungen voneinan-
der lernen. Das hat sich bereits 
auf der Arbeitszeittagung ge-
zeigt und wir haben natürlich 
mit Spannung den Kampf der 
Gymnasialkolleg_innen in Nie-
dersachsen gegen die Erhöhung 
ihrer Plichtstunden von 23,5 
auf 24,5 verfolgt.
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Auswirkungen des Oberver-
waltungsgerichtsurteils auf 
Hamburg

Das OVG Lüneburg hat ent-
schieden, dass die Plichtstun-
denerhöhung verfassungswidrig 
ist. In der Pressemitteilung des 
Gerichts (das ausformulierte 
Urteil folgt später) wird deut-
lich, dass das Gericht nicht 
festgestellt hat, dass die neue 
Plichtstundenzahl zu hoch ist, 
sondern dass der Dienstherr die 
Arbeitszeit nicht nach eigenem 
Ermessen heraufsetzen kann, 
ohne vorher die Arbeitszeit der 
Lehrkräfte, die Belastung und 
ihre Unterrichtsverplichtung 
genauer zu prüfen. Diese Prü-
fung hat nicht stattgefunden. 
Dies ist vor der Einführung der 
Hamburger Lehrerarbeitszeit-
verordnung allerdings passiert. 
Auch wenn durch den Grund-
satz der „Auskömmlichkeit“ 
(für den Senat) ein Ergebnis 
dabei herausgekommen ist, das 

wir ablehnen. Also, juristisch 
bietet uns dieses Urteil des OVG 
Lüneburg für Hamburg nach jet-
ziger Kenntnis keine Handhabe. 

Allerdings ist das Urteil inso-
fern von genereller Bedeutung, 
weil es von der traditionellen 
juristischen Betrachtungsweise 
abweicht, wonach dem Verord-
nungsgeber (Dienstherr) ein 
nahezu grenzenloser Gestal-
tungsraum bei der Festlegung 
der Unterrichtsverplichtung zu-
steht. Das OVG bezieht neuere 
Urteile des Bundesverfassungs-
gerichts mit ein, die sich auf die 
Richterbesoldung beziehen und 
bei der die Selbstaufzeichnung 
der Arbeitszeiten von Belang 
waren. D.h., das OVG Lüneburg 
hält Arbeitszeitermittlungen, 
die auf Selbstaufzeichnungen 
der Lehrkräfte beruhen, durch-
aus als ein geeignetes Inst-
rument. Damit bekommt die 
Arbeitszeitstudie, die jetzt in 
Niedersachsen läuft, ein beson-

deres Gewicht und wir werden 
genau beobachten, welche po-
litischen Auswirkungen damit 
verbunden sind.

Ist eine Arbeitszeitstudie für 
Hamburg nützlich

Ein weiterer Aspekt in unse-
rem Beschluss ist die Prüfung, 
ob eine ähnliche Studie wie die 
in Niedersachsen für Hamburg 
oder auch unter Beteiligung der 
anderen Landesverbände hilf-
reich ist. Dies werden wir tun, 
wenn es aus Niedersachsen erste 
Ergebnisse gibt.

So oder so…
… werden wir nur Fortschrit-

te in diesem Bereich erzielen, 
wenn wir entschlossen sind und 
alle gewerkschaftlichen Mittel 
bis hin zum Arbeitskampf in 
den Blick nehmen. 

ANJA BENSINGER-STOLZE

Vorsitzende GEW Hamburg

Wir bewegen was

➣ 10. September: Ganztägige Konferenz zu 
150 Jahre Berufsschule in Hamburg im Großen 
Saal des Curio-Hauses (s. auch Seite 62)

➣ Auch im September: Arbeitstagung zu 
Olympia (Curio-Haus), Termin wird noch be-
kannt gegeben

 ➣ 6. Oktober, 17-20 Uhr im Curio-Haus: 
Jede_r, der/die sich mit dem Gedanken trägt, als 
Lehrer_in ins Ausland zu gehen, kriegt umfas-
sende Information und sicherlich, wenn er/sie es 
möchte, auch Einzelberatung auf der Veranstal-
tung der Arbeitsgruppe Auslandslehrer_innen 
(AGAL) in der GEW (s. S. 60); Anmeldung erbe-
ten unter info@gew-hamburg.de

 ➣ 10. Oktober auf Kampnagel: 70 Jahre 
Kriegsende. 20 Jahre Wehrmachtsausstel-
lung; Veranstalter sind die Ev. Akademie der 
Nordkirche, die KZ-Gedenkstätte Neuengamme 
und die GEW. Wünschenswert ist der Besuch mit 
Oberstufenkursen. Näheres auf unserer Home-
Page oder in der September-Ausgabe der hlz

Bitte vormerken

Ggf. rechtzeitig Sonderurlaub beantragen


